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18.11.25 I Zum 31. Oktober 2025 ist der
Tarifvertrag aus der letzten
Einkommensrunde ausgelaufen.  Damit
beginnt jetzt die neue
Einkommensrunde 2025/2026 für die
Beschäftigten der Länder. Heute, am 17.
November 2025, hat der dbb
gemeinsam mit den
Fachgewerkschaften, darunter auch wir
als DPolG, die Forderungen in Berlin
beschlossen und vorgestellt.  Damit ist
der Startschuss für die Verhandlungen
gefallen.

Unsere zentrale Forderung:
7 % mehr Einkommen – mindestens
300 Euro monatlich.  Wir erwarten in
dieser Tarifrunde eine stufengleiche
Höhergruppierung sowie eine deutliche
Anhebung der Wechselschicht- und
Schichtzulagen auf TVÖD-Niveau, damit
die Arbeitswirklichkeit unserer
Kolleginnen und Kollegen endlich
angemessen anerkannt wird. 

Die Beschäftigten der Länder leisten
Tag für Tag enorm viel, und diese
Leistung muss sich endlich auch im
Geldbeutel bemerkbar machen.
Selbstverständlich fordern wir auch die
zeitgleiche und systemgerechte
Übertragung des Tarifergebnisses auf
die Beamtinnen und Beamten.

Die Forderungen im Detail:
Erhöhung der Tabellenentgelte um       
7 Prozent, mindestens 300 Euro
monatlich
Erhöhung aller Zeitzuschläge nach       
§ 8 Abs. 1 TV-L um 20 Prozent
Laufzeit des neuen Tarifvertrages:
12 Monate
 + 200 Euro für Auszubildende,
Studierende und Praktikantinnen
bzw. Praktikanten 
Laufzeit 12 Monate

Wie geht es weiter?
Am 3. Dezember 2025 beginnt in Berlin
die erste Verhandlungsrunde mit der
TdL (Tarifgemeinschaft deutscher
Länder).  Weitere Termine folgen im
Januar und Februar 2026.

Die DPolG wird gemeinsam mit dem
dbb konsequent dafür eintreten, dass
die Leistungen aller Beschäftigten im
öffentlichen Dienst der Länder endlich
angemessen honoriert werden.

Diese Einkommensrunde betrifft uns
alle. Jetzt gilt es, geschlossen und
solidarisch aufzutreten. Nur
gemeinsam können wir Druck
aufbauen – für gerechte Bezahlung,
Anerkennung und Wertschätzung.


